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Öffentliche Bekanntmachung

des Beschlusses des Rates der Stadt Erkelenz vom 05.07.2017 über die Feststellung
des Jahresabschlusses des Verkehrsbetriebes der Stadt Erkelenz zum 3112.2016

In analoger Anwendung der § 96 (2) 5. 2 und 108 (3) Nr. 1. c) der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NRW. 5. 666 / SGV. NRW. 2023) in der zurzeit geltenden Fassung, wird
nachfolgender Beschluss des Rates der Stadt Erkelenz vom 05.07.2017 öffentlich
bekannt gemacht:

1. Jahresabschluss

„a) Die Bilanz des Verkehrsbetriebes der Stadt Erkelenz zum 31. Dezember 2016,
abschließend in Aktiva und Passiva mit 264.028,98 €‚ wird festgestellt.

b) Die Gewinn- und Verlustrechnung des Verkehrsbetriebes der Stadt Erkelenz zum
31. Dezember 2016, abschließend mit einem Jahresfehlbetrag von 25.857,47 €
(Erträge 29.334,72€, Aufwendungen 55.192,19 €)‚ wird festgestellt.

c) Dem Bürgermeister wird aufgrund der Prüfungsbescheinigung der Wirtschafts
prüfungsgesellschaft Schleicher & Dr. jur. Robert GmbH & Co. KG, Aachen, vom
16. März 2017 für das Jahr 2016 Entlastung erteilt.‘

2. Auslegung

Der Jahresabschluss mit Gewinn- und Verlustrechnung zum 31.12.2016 und der
Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft liegt im Rathaus Erkelenz,
Johannismarkt 17, 2. Etage, Zimmer 247, öffentlich aus. Nach vorheriger
Vereinbarung kann der Jahresabschluss mit Anlagen bis zur Feststellung des
folgenden Jahresabschlusses eingesehen werden.

14. Juli 2017

jen
Bü
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Öffentliche Bekanntmachung

des Beschlusses des Rates der Stadt Erkelenz vom 05.07.2017 über die Feststellung
des Jahresabschlusses des Bäderbetriebes der Stadt Erkelenz zum 31.12.2016

In analoger Anwendung der § 96 (2) 5. 2 und 108 (3) Nr. 1. c) der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NRW. 5. 666 / SGV. NRW. 2023) in der zurzeit geltenden Fassung, wird
nachfolgender Beschluss des Rates der Stadt Erkelenz vom 05.07.2017 öffentlich
bekannt gemacht:

1. Jahresabschluss

a) Die Bilanz des Bäderbetriebes der Stadt Erkelenz zum 31. Dezember 2016,
abschließend in Aktiva und Passiva mit 67.306.188,02 €‚ wird festgestellt.

b) Die Gewinn- und Verlustrechnung des Bäderbetriebes der Stadt Erkelenz zum
31. Dezember 2016, abschließend mit einem Jahresüberschuss von
1.624.462,29 € (Erträge 4.353.666,74 €‚ Steuern vom Einkommen und vom
Ertrag 857.278,16 €‚ sonstige Steuern -0,00 €‚ Aufwendungen 1.871.926,29 €)‚
wird festgestellt.

c) Dem Bürgermeister wird aufgrund der Prüfungsbescheinigung der Wirtschafts
prüfungsgesellschaft Schleicher & Dr. jur. Robertz Gmbh & Co. KG, Aachen,
vom 07. Juni 2017 Entlastung erteilt.“

2. Auslegung

Der Jahresabschluss mit Gewinn- und Verlustrechnung zum 31.12.2016 und
Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft liegt im Rathaus Erkelenz,
Johannismarkt 17, 2. Etage, Zimmer 247, öffentlich aus. Nach vorheriger
Vereinbarung kann der Jahresabschluss mit Anlagen bis zur Feststellung des
folgenden Jahresabschlusses eingesehen werden.
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Öffentliche Bekanntmachung

des Beschlusses des Rates der Stadt Erkelenz vom 05.07.2017 über
des Jahresabsehlusses des Betriebes gewerblicher Art - Anteile an
schaffen - der Stadt Erkelenz zum 31.12.2016

In analoger Anwendung der § 96 (2) 5. 2 und 108 (3) Nr. 1. c) der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NRW. 5. 666 / SGV. NRW. 2023) in der zurzeit geltenden Fassung, wird
nachfolgender Beschluss des Rates der Stadt Erkelenz vom 05.07.2017 öffentlich
bekannt gemacht:

1. Jahresabschluss

a) Die Bilanz des BgA - Anteile an Personengesellschaffen - der Stadt Erkelenz zum
31. Dezember 2016, abschließend in Aktiva und Passiva mit 7.209.002,96€ wird
festgestellt.

b) Die Gewinn- und Verlustrechnung des BgA - Anteile an Personengesellschaffen -

der Stadt Erkelenz zum 31. Dezember 2016, abschließend mit einem
Jahresüberschuss von 232.150,79 € (Erträge 274.854,99 €‚ Steuern vom
Einkommen und vom Ertrag 42.704,20 €‚ Aufwendungen 0,00 €) wird festgestellt.

c) Aus dem Gewinnvortrag und dem Jahresüberschuss 2016 wird ein Betrag von
brutto 100.000€ an die Stadt Erkelenz ausgezahlt.

d) Dem Bürgermeister wird aufgrund der Prüfungsbescheinigung der Steuer
beratungsgesellschaft mbH Exner, Erkelenz, vom 05. Mai 2017 Entlastung
erteilt.‘

2. Auslegung

Der Jahresabschluss mit Gewinn- und Verlustrechnung zum 31.12.2016 liegt im
Rathaus Erkelenz, Johannismarkt 17, 2. Etage, Zimmer 247, öffentlich aus. Nach
vorheriger Vereinbarung kann der Jahresabschluss mit Anlagen bis zur
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses eingesehen werden.

die Feststellung
Personengesell

14. Juli 2017
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Öffentliche Bekanntmachung

1. Änderungssatzung

vom 14. Juli 2017 zur Änderung der Betriebssatzung der Stadt Erkelenz für den
Städtischen Abwasserbetrieb Erkelenz vom 05. Oktober 2011

Aufgrund der § 7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (CV. NRW. S.666), zuletzt
geändert durch Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 5. 495) in Verbindung mit der
Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -EigVO- vom 16.11.2004
(CV. NRW. 5. 644, ber. 2005 5. 15), zuletzt geändert durch VO vom 13.08.2012 (GV.
NRW. 5. 296) hat der Rat der Stadt Erkelenz am 05. Juli 2017 folgende Anderung der
Betriebssatzung für den Städtischen Abwasserbetrieb Erkelenz erlassen:

Die Funktionsbezeichnungen dieser Satzung werden in weiblicher und/oder männlicher
Form geführt. Soweit zur besseren Lesbarkeit nur eine Form gewählt wird, gilt diese
automatisch auch für das andere Geschlecht.

Artikel 1

1. § 4 Absatz 2 c) und h) sowie Absatz 5 der Betriebssatzung vom 05.10.2011
werden aufgehoben.

2. § 4 Absatz 2c) und h) sowie Absatz 5 der Betriebssatzung erhalten folgende
Neufassung:

§4

Betriebsausschuss

(2) Der Betriebsausschuss entscheidet in den Angelegenheiten, die ihm durch
Gemeindeordnung und Eigenbetriebsverordnung übertragen sind; insbesondere
entscheidet der Betriebsausschuss in den ihm vom Stadtrat ausdrücklich
übertragenen Angelegenheiten sowie in den folgenden Fällen:

c) Zustimmung zu Mehrauszahlungen gemäß § 12 (2) dieser Satzung;

h) Stellungnahme zu Weisungen des Bürgermeisters an die Betriebsleitung im
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Sinne von § 6 Abs. 2 Satz 2 der Eigenbetriebsverordnung, wenn die
Betriebsleitung die Verantwortung für deren Durchführung nach pflichtgemäßem
Ermessen nicht übernehmen zu können glaubt;

(5) Die Aufgaben des Betriebsausschusses werden vom Ausschuss für
Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaftsförderung und Betriebe wahrgenommen
(siehe auch § 11 der Hauptsatzung der Stadt Erkelenz in der Fassung der 10.
Änderungssatzung vom 24. Februar 2017).

Artikel 2

1. § 14 Absatz 2 der Betriebssatzung vom 05.10.2011 wird aufgehoben.

2. § 14 Absatz 2 der Betriebssatzung erhält folgende Neufassung:

§14

Jahresabsohluss und Lagebericht

(2) Für die ortsübliche Bekanntmachung nach § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebs
verordnung gelten die Bestimmungen der Hauptsatzung der Stadt Erkelenz
entsprechend.

Artikel 3

Inkrafttreten:

Die innten Regelungen treten am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 1. Änderungssatzung vom 14. Juli 2017 zur Änderung der
Betriebssatzung der Stadt Erkelenz für den Städtischen Abwasserbetrieb Erkelenz vom
05. Oktober 2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Er 14. Juli 2017
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Öffentliche Bekanntmachung

Satzung: SatzungüberWerbeanlagenim lnnenstadtbereich
Erkelenz gern. § 86 Abs. 1 BauO NRW

Ortsteil: Erkelenz-Mitte

• hier: Satzungsbeschluss gern. § 7 GO

Satzung über Werbeanlagen
lnnenstadtbereich Erkelenz

§ 86 Abs. 1 BauO NRW
12. Juli 2017

Aufgrund des § 86 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 84 Abs. 1 Nr. 20 und
Abs. 3, § 65 Abs. 1 Nr. 33 bis 36 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(BauO NRW) in der Neufassung vom 01.03.2000 in Verbindung mit § 7 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14.07.1994, jeweils in
der derzeit geltenden Fassung (SGV.NW 2023), hat der Rat der Stadt Erkelenz am
05.07.2017 diese Satzung beschlossen:
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Abschnitt 1 Grundsätze

§ 1 Ziel der Satzung

Ziel der Satzung ist die Erhaltung und Wiederherstellung der Stadtbildqualität in den
Erkelenzer Einkaufslagen. Zum Schutz des Stadtbildes im Bereich der von Einzelhandel
geprägten Straßen werden an Werbeanlagen und den öffentlichen Straßenraum
besondere gestalterische Anforderungen gestellt.

§ 2 Geltungsbereich

Die Vorschriften dieser Satzung gelten für das Errichten, Aufstellen, Anbringen und Ändern
von Werbeanlagen im räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung. Der räumliche
Geltungsbereich besteht aus dem Straßenraum sowie den Gebäudefassaden und
Freiflächen der Grundstücke in einem Streifen von 10 m Tiefe ab der
Straßenbegrenzungslinie der jeweiligen Straße.

Die räumlichen Geltungsbereiche ergeben sich aus der Straßenliste in Anlage 2. Sie sind
darüber hinaus in der Karte in der Anlage 2 dargestellt, die Bestandteil der Satzung ist.
Danach wird unterschieden in

• die Zone 1 historische Altstadt und
• die Zone II weitere Geschäftsstraßen.

§ 3 Genehmigungsvorbehalt

(1) Nach Inkrafttreten dieser Satzung über Werbeanlagen ist eine Genehmigung durch
die Bauaufsichtsbehörde erforderlich für das Errichten, Anbringen oder Ändern von
Werbeanlagen an Gebäuden, freistehenden Werbeanlagen und auch für die nach der
Bauordnung NRW genehmigungsfreien Werbeanlagen ( 65 Abs. 1 Nr. 33 und 33 b,
sowie Nr. 36 Bauordnung NRW).

(2) Einer Genehmigung aufgrund dieser Satzung bedarf es nicht für:

- Werbeanlagen bis zu einer Größe von 0,5 m2,
- Werbeanlagen für zeitlich begrenzte Veranstaltungen, insbesondere für

Ausverkäufe und Schlussverkäufe an der Stätte der Leistung, jedoch nur für die
Dauer der Veranstaltung.

(3) Reine Instandhaltungen an Werbeanlagen, wie insbesondere der Austausch defekter
Teile, sind nicht genehmigungspflichtig. Bei allen Arbeiten an Werbeanlagen, die zu
einem geänderten Erscheinungsbild der Werbeanlage führen, ist eine neue
Genehmigung erforderlich.

(4) Die erforderliche besondere Erlaubnis gern. § 9 i.V.m. § 3 Abs. 1 Satz 2 DSchG NW
für Werbeanlagen, die an eingetragenen oder vorläufig geschützten Denkrnälern bzw.
in deren engeren Umgebung angebracht werden, bleibt unberührt.
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§ 4 Begriffe

(1) Zeitlich begrenzte oder vorübergehende Werbeanlagen
Als zeitlich begrenzte oder vorübergehende Werbeanlagen gelten solche Anlagen,
die längstens 24 Werktage in Folge oder im Rahmen einer Sonderveranstaltung,
insgesamt jedoch je Stätte der Leistung nicht länger als 90 Tage im Jahr aufgestellt
bzw. aufgehängt werden.

(2) Brüstung 1. Obergeschoss
Im Zweifelsfall entscheidet bei der Beurteilung der Lage der Brüstung des 1.
Obergeschosses (z.B. bei Emporen oder Staffelgeschossen) das äußere
Erscheinungsbild.

Wenn sich eine Brüstungshöhe nicht aus der Architektur ergibt, weil beispielsweise
die Fenster im 1.OG bis zum Boden reichen, so ist als fiktive Brüstungshöhe die
Höhe von 1,00 m über der Oberkante Fußboden im 1. OG anzunehmen.

(3) Hintergrund von Werbeträgern und Einzelbuchstaben
Sofern die Hintergrundfläche von Werbeträgern und Einzelbuchstaben nicht der
Architektur zuzurechnen ist, sondern vor allem dazu bestimmt ist, die Werbeanlage
optisch hervorzuheben oder zu tragen, so darf diese Fläche die höchstzulässige
Ansichtsfläche für eine Werbeanlage nicht überschreiten. Dies gilt auch für die
farbliche Behandlung von Bauteilen oder Bauteilflächen.

(4) Schriftzüge
Als Schriftzüge gelten Flachtransparente mit Schrift- und/oder Zeichendarstellung,
Einzelbuchstaben und Neonschriften sowie deren Hintergrundflächen, sofern sie
nach Absatz 3 der Werbeanlage hinzuzurechnen sind.

(5) Einzelbuchstaben
Die Fläche von Einzelbuchstaben errechnet sich aus der Summe der die einzelnen
Buchstaben umfahrenden Rechtecke (s. Anlage 1 erläuternde Zeichnung).

(6) Flachtransparente
Flachtransparente sind aus Kunststoff bzw. Plexiglas oder sonstigen Materialien
hergestellte Wannen oder Platten zur Aufnahme von werbenden Schriftzeichen oder
Symbolen. Aussparungen in den Flachtransparenten in Form von Schriftzeichen und
Symbolen sind aufgebrachten Schriftzeichen gleichzusetzen.

(7) Spannplakate
Für sonstige großformatige Werbeflächen wie beispielsweise Spannplakate,
Spannposter, Großplakate etc. aus Planen oder Stoff- oder Kunststoffbahnen gelten
die gleichen Anforderungen nach dieser Satzung wie für Flachtransparente.

(8) Vor der Fassade stehende Werbeanlagen
Vor der Fassade stehende oder mit Abstand zu dieser montierte Werbeanlagen
sowie selbständige bauliche Anlagen mit dem Ziel der Werbung sind einer
unmittelbar auf die Fassade angebrachten Werbeanlagen gleichzusetzen.

(9) Ausleger, Ausstecker oder winklige Werbeanlagen
sind senkrecht zur Fassade montierte Werbeanlagen. Die Befestigungen dieser
Werbeanlagen sind der Ausladung hinzuzurechnen.
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(10) Kunsthandwerklich gestaltete Werbeanlagen
sind aus den Grundmaterialien Holz oder Metall individuell gefertigt.

Abschnitt 2 Anforderungen an Werbeanlagen im gesamten Geltungsbereich der
Satzung

§ 5 Allgemeine Anforderungen

(1) Werbeanlagen an und vor Gebäuden sind so zu gestalten bzw. anzubringen, dass sie
sich nach Form, Größe, Gliederung, Material, Farbe und Anbringungsart einfügen in:

- das Erscheinungsbild der baulichen Anlagen, mit denen sie verbunden sind,
- das Erscheinungsbild der sie umgebenden baulichen Anlagen und
- das Straßen- und Platzbild.

(2) Grundsätzlich dürfen Werbeanlagen nicht die architektonische Gliederung baulicher
Anlagen bzw. die einheitliche Gestaltung stören. Die architektonische Gliederung wird
durch vertikale und horizontale Elemente (wie Fenster, Brüstungsbänder, Pfeiler,
Stützen, Giebeldreiecke, Traufen, obere Wandabschlüsse, Gebäudekanten, Lisenen,
Portiken, Säulen) bestimmt und darf nicht verdeckt oder verzerrt werden.

(3) Werbeanlagen dürfen das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild nicht stören.

(4) Werbeanlagen, die ihrer Zweckbestimmung nicht mehr dienen, da die zugehörige
Stätte der Leistung aufgegeben wurde, sind einschließlich aller Befestigungsteile zu
enifernen. Die sie tragenden Gebäudeteile sind in ihren ursprünglichen Zustand zu
versetzen.

§ 6 Beleuchtung

(1) Die Beleuchtung von Werbeanlagen muss blendfrei sein. Lauf-, Wechsel-,
Blinklichtschaltungen und Anlagen ähnlicher Bauart und Wirkung sind nicht zulässig.
Hierzu zählen Gegenlichtanlagen, Wendeanlagen, Leitlichtanlagen, Digitalbildanlage,
Bild- und Filmprojektionen, angestrahlte Werbeanlagen, deren Lichifarbe und
Lichtintensität wechselt sowie Werbeanlagen mit bewegtem Licht (Aufzählung nicht
abschließend).

(2) Unzulässig sind angestrahlte Werbeanlagen mit Ausnahme von weiBlichem oder
gelblichem Licht. Die Strahler müssen sich der Werbeanlage unterordnen und dürfen
im Wesentlichen nur die Werbeanlage erfassen.

§ 7 Unzulässige Werbeanlagen
Unzulässig sind:

1. farbliche Rahmungen sowie das Gliedern oder flächige Abdecken der
Schaufensterflächen durch Folienbeklebungen, Plakatierungen, Anstrich oder
Ähnliches, soweit § 12 Abs. 1 nichts anderes bestimmt,

2. Zettel- und Plakatanschläge außer an den von der Stadt hierfür vorgesehenen
Flächen,
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3. Tafeln zur Aufnahme wechselnder Werbung mit einer Größe von mehr als 1 m2,

4. großformatige Werbeanlagen aus Planen, Folien, Stoffen (sog. Megaposter) ab
einer Größe von 20,00 m2,

5. Akustische und akustisch unterstützte Werbeanlagen.

§ 8 Anbringungsort

(1) Werbeanlagen sind nur an der Gebäudefassade und an der Stätte der Leistung
zulässig, sofern in den § 11 und 13 nichts anderes bestimmt wird.

(2) Werbeanlagen dürfen nur im Erdgeschoss und an der Brüstung im 1. Obergeschoss
unterhalb der Unterkante des Fenstergesimses bzw. der Fensterbank angebracht
werden.

Zulässig sind selbstleuchtende und nicht selbstleuchtende auf die Fassade
aufzubringende Schriftzüge. In die Schriftzüge dürfen Warenzeichen, Sinnbilder oder
Ähnliches einbezogen werden.

Winklig zur Gebäudefront anzubringende Werbeanlagen sind zulässig, wenn sie

1 in der Zone 1 eine Höhe von 6,00 m über Straßenniveau nicht überschreiten,
2. in der Zone II eine Höhe von 7,00 m über Straßenniveau nicht überschreiten.

In allen Fällen dürfen Werbeanlagen die Trauf- bzw. Attikahöhe nicht überschreiten.

(3) Befindet sich die Stätte der Leistung nicht im Erdgeschoss, so sind abweichend von
Abs. 2 Werbeanlagen für diese Stätte der Leistung in der Zone II auch an der
Brüstung im 2. Obergeschoss zulässig. Oberhalb der Trauflinie sind Werbeanlagen
unzulässig.

(4) Zur seitlichen Gebäudegrenze müssen Werbeanlagen einen Mindestabstand
einhalten. Der Mindestabstand entspricht dem Pfeilermaß bis zur ersten
Mauerwerksöffnung in der Fassade. Winklig zur Gebäudefront anzubringende
Werbeanlagen können dieses Maß bis zur Hälfte unterschreiten. Bei Eckgebäuden
dürfen kunsthandwerklich gearbeitete Werbeanlagen auch als Eckausleger
ausgeführt werden.

§ 9 Größe und Ausladungen in der Zone 1

(1) Für Größe und Ausladungen von Werbeanlagen in der Zone 1 gelten folgende
Maßgaben:

1. Kunsthandwerklich gestaltete Schriftzüge aus aufgemalten oder unmittelbar auf
die Fassade aufgebrachten, nicht selbstleuchtenden Buchstaben oder aus
selbstleuchtenden schlanken Einzelbuchstaben dürfen eine Schrifthöhe von 60
cm nicht überschreiten. In die Schriftzüge dürfen Warenzeichen, Sinnbilder oder
Ähnliches einbezogen werden.

2. sonstige Schriftzüge dürfen eine Höhe von 0,50 m nicht überschreiten.
3. Flachtransparente dürfen eine Ansichtsfläche von 1,50 m2 je Werbeanlage nicht

überschreiten.
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4. Sonstige Schriftzüge, kunsthandwerklich gestaltete Schriftzüge sowie Schriftzüge
in Form von Einzelbuchstaben dürfen in der Summe eine Ansichtsfläche von 2,50
m2 je Werbeanlage nicht überschreiten.

5. Je Stätte der Leistung ist je angefangene 10 lfd. Meter Frontlänge der
Gebäudefassade eine der vorgenannten Werbeanlagen zulässig.

(2) 1. Kunsthandwerklich gestaltete, winklig zur Gebäudefront anzubringende
Werbeanlagen dürfen eine Ausladung von 1,00 Meter (inkl. Befestigung) nicht
überschreiten. Die Summe der Ansichtsflächen darf 2,50 m2 nicht überschreiten.

2. Sonstige winklig zur Gebäudefront anzubringende Werbeanlagen dürfen eine
Ausladung von 0,80 Meter (inkl. Befestigung) nicht überschreiten. Die Summe der
Ansichtsflächen dieser Anlagen darf 1,50 m2 nicht überschreiten

3. Je Stätte der Leistung ist je angefangene 10 lfd. Meter Frontlänge der
Gebäudefassade eine winklig zur Gebäudefront anzubringenden Werbeanlagen
zulässig.

§ 10 Größe und Ausladungen in der Zone II

(1) Für Größe und Ausladungen von Werbeanlagen in der Zone II gelten folgende
Maßgaben:

1. Schriftzüge dürfen eine Höhe von 0,60 m nicht überschreiten.
2. Flachtransparente dürfen eine Ansichtsfläche von 2,50 m2 je Werbeanlage nicht

überschreiten.
3. Sonstige Schriftzüge, kunsthandwerklich gestaltete Schriftzüge sowie Schriftzüge

in Form von Einzelbuchstaben dürfen in der Summe eine Ansichtsfläche von 3,50
m2 je Werbeanlage nicht überschreiten.

4. Je Stätte der Leistung ist je angefangene 10 lfd. Meter Frontlänge der
Gebäudefassade eine der vorgenannten Werbeanlagen zulässig.

(2) 1. Winklig zur Gebäudefront anzubringende Werbeanlagen dürfen eine Ausladung
von 1,00 Meter (inkl. Befestigung) nicht überschreiten.

2. Je Stätte der Leistung ist je angefangene 10 lfd. Meter Frontlänge der
Gebäudefassade eine winklig zur Gebäudefront anzubringenden Werbeanlagen
zulässig.

§ 11 Fahnen, Standtransparente, Hinweistafeln oder Pylone

(1) Wenn der Abstand zwischen der Stätte der Leistung und der öffentlichen
Verkehrsfläche mehr als 3,0 m beträgt ist je Gebäude ein Standtransparent oder eine
Hinweistafel oder ein Pylon zulässig. Standtransparente, Hinweistafeln oder Pylone
sind dann zulässig mit einer maximalen Höhe von 1,50 m bei einer Seitenlänge von
1,00 m Breite oder einer maximalen Höhe von 2,50 m bei einer Seitenlänge von 0,60
m Breite. Die Stelen sind aus den Materialien Glas, Plexiglas oder Metall zu fertigen
und dürfen nicht in die öffentliche Verkehrsfläche hineinragen.

(2) Ausnahmsweise zulässig, insbesondere im Zusammenhang mit öffentlichen
Gebäuden, sind eine Fahne bzw. 1 Fahnenmast oder ein Standtransparent oder eine
Hinweistafel oder ein Pylon je angefangene 20,00 m Grundstücksgrenze zur
öffentlichen Verkehrsfläche. Zur öffentlichen Verkehrsfläche müssen sie einen
Abstand von 1,0 m einhalten. Auskragungen in die öffentliche Verkehrsfläche sind
nicht zulässig.
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Fahnenmasten dürfen dabei eine Höhe von 8,0 m nicht überschreiten, die Fahnen
sind bis zu einer Größe von 6,0 m2 zulässig.

§ 12 Sonstige Werbeanlagen

(1) Werbung, die flächig auf Schaufenster bzw. (Laden-) Eingangstüren aufgebracht
wird, ist ausschließlich im Erdgeschoss zulässig, sofern deren Gesamifläche
höchstens 50 Prozent der Schaufensterfläche beträgt. Die Fläche von
Plakatanschlägen, wie z.B. Hinweise auf Sonderangebote, sind auf diese
Gesamtfläche mit anzurechnen. Soweit die Summe der Flächen von
Preisbezeichnungen 0,25 m2 überschreitet, wird diese auf die zulässige
Gesamtfläche nach Satz 1 angerechnet.

Fensterwerbung oberhalb des Erdgeschosses kann an den Fenstern der Stätte der
Leistung ausnahmsweise zugelassen werden. Die Höhe darf dann 40 cm nicht
überschreiten.

(2) Das Versehen von Markisen, Sonnenschutzeinrichtungen und Vordächern mit
Schriftzügen aus Buchstaben und Warenzeichen, Sinnbildern oder ähnlichem ist nur
im Erdgeschoss, nicht jedoch in den Obergeschossen zulässig.

Das Versehen mit werbenden Aussagen ist nur bis zu einer Schrifthöhe von 20 cm
zulässig.

(3) Fahnen als vorübergehende Werbeanlagen sind bis zu einer Größe von 3,00 m2
zulässig. Es ist eine Fahne je angefangene 1000 m Fassadenlänge zulässig. Fahnen
als dauerhafte Werbeanlagen sind wie Ausleger zu beurteilen. Fahnen dürfen die
Traufhöhe nicht überschreiten.

(4) Die Bemalung von Brandwänden zu Werbezwecken mit Schrift- oder
Zeichendarstellungen, Warenzeichen, Sinnbildern oder ähnlichem ist ausnahmsweise
zulässig. Die Summe der die einzelnen Schrift- oder Zeichendarstellungen,
Warenzeichen, Sinnbildern oder ähnlichem darf insgesamt nicht mehr als 25 % der
jeweiligen Fassendfläche betragen. In Ausnahmefällen können diese Werbeanlagen
auch ohne Bezug zur Stätte der Leistung zulässig sein.

(5) Ausnahmsweise zulässig sind großformatige Werbeanlagen aus Planen, Folien,
Stoffen (sog. Megaposter) auch über einer Größe von 20,00 m2 als Verkleidung von
Baugerüsten als zeitlich befristete Werbeanlagen, längstens jedoch für die Dauer der
Bauzeit.

§ 13 Generelle Ausnahmevoraussetzungen

(1) Wenn Betriebe bzw. Stätten der Leistung über Stich- oder Nebenstraßen erschlossen
oder in einem rückwärtigen Grundstücksbereich angesiedelt sind, können an der
angrenzenden Hauptstraße Hinweistafeln ausnahmsweise zugelassen werden.
Diese Hinweistafeln dürfen eine Höhe von 1,50 m und eine Breite von 2,50 m nicht
überschreiten.

(2) Soweit in den § 10 oder 12 eine Höhenbeschränkung für Schriftzüge angegeben ist,
kann diese ausnahmsweise für einen untergeordneten Teil der Werbeanlage,
beispielsweise für einzelne Buchstaben oder für ein Symbol überschriften werden.
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(3) Soweit in den § 10 oder 11 eine Beschränkung hinsichtlich der Anzahl der
Werbeanlagen vorgenommen wird, kann davon ausnahmsweise abgewichen
werden, wenn sich die Abweichung aus der Aufteilung der Fassade ergibt und die
Summe der Flächen einzelnen Werbeanlagen der zulässigen Größe der an sich
zulässigen Werbeanlage entspricht.

§ 14 Werbeanlagen im öffentlichen Straßenraum oder im öffentlichen Interesse

(1) Von dieser Satzung werden nicht erfasst:

1. Anlagen zur Information der Öffentlichkeit, insbesondere in Zusammenhang mit
kulturellen Veranstaltungen sowie Werbung politischer Parteien in
Zusammenhang mit Wahlen.

Das Erfordernis einer bauordnungsrechtlichen Genehmigung bleibt unberührt.

Abschnitt 3 Überleitungs- und Schlussvorschriften

§ 15 Ordnungswidrigkeiten

Wer vorsätzlich oder fahrlässig eine nach dieser Satzung genehmigungspflichtige
Werbeanlage ohne Genehmigung errichtet, aufstellt, ändert oder anbringt, begeht
eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 3 BauO NW, die
mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet werden kann.

§ 16 bestehende Regelungen in Bebauungsplänen 1 Vorrang von Bebauungsplänen

Sofern Bebauungspläne mit Veröffentlichung y Rechtskraft dieser Satzung
besondere Regelungen zu Werbeanlagen enthalten, werden diese durch die
Regelungen dieser Satzung verdrängt.

Sofern Bebauungspläne mit Veröffentlichung nach Rechtskraft dieser Satzung
besondere Regelungen zu Werbeanlagen festsetzen, kommt diesen der Vorrang vor
den Regelungen dieser Satzung zu.

§ 17 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
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Anlage 1 zur Satzung über Werbeanlagen im lnnenstadtbereich Erkelenz

Berechnuna von Einzelbuchstaben (erläuternde Zeichnung zu 4 Abs. 5):

Berechnung der Gesamtfläche:

Gesamtfiäche = al x b + a2 x b + 83 X b

AB
al a2 a3

Anlage 2 zur Satzung über Werbeanlagen im lnnenstadtbereich Erkelenz

StraBenliste / Karte Geltungsbereich

Zone 1 historische Innenstadt
Aachener Straße (Anfang bis Nr. 67 bzw. 90)
Brückstraße (Anfang bis Nr. 28 bzw. 39)
Burgstraße
Johannismarkt
Kirchstraße
Kölner Straße (Anfang bis Nr. 12 bzw. 15)
Koningsgasse
Markt
Patersgasse
Roermonder (Anfang bis Nr. 10 bzw. 13)
Sch ülergasse

Zone II weitere Geschäftsstraßen
Aachener Straße (Nr. 49 bis 67 bzw. 62 bis 90)
Anton-Raky-AIlee Nr. 2 bis 6a)
H.-J.-Gormanns-Straße
Heinrich-Jansen-Weg (Anfang bis Nr. 3)
Kölner Straße (Nr. 14a bis 48 bzw. 17 bis 67)
Konrad-Adenauer-Platz
Ostpromenade
Reifferscheidtsgäßchen
Südpromenade
Tenholter Straße (Anfang bis Haus Nr. 2a)
Wilhelmstraße (Nr. 1 bis 21 bzw. Nr. 2 bis 8)
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Karte GeTtunasbereich

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluß vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Ver(ahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf
hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann,
es sei denn,

12.07.2017
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;‚Dersburgerrnelster e St dtErkelenz macht auf Veranlassung der
bekannt a

Bezirksregierung Köln 50667 Köln, den 13.07.2017
Dezernat 33 Zeughausstraße 2-10
-Ländliche Entwicklung, Bodenordnung- Telefon: 0221 /147 - 2033

Flurbereinigung Jackerath
Az.: 33.42 -5 10 02-

Vorläufige Besitzeinweisung

mit Überleitungsbestimmungen

In dem Flurbereinigungsverfahren Jackerath, Rhein-Kreis Neuss, Kreis Düren, Rhein-
Eilt-Kreis und Kreis Heinsberg, wird hiermit die vorläufige Besitzeinweisung mit Wirkung
zum 31.10.2017 angeordnet [ 65 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBI. 1 5. 546), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 19.12.2008 (BGBI. 1 S. 2794)].

Gleichzeitig werden die einen Bestandteil dieses Verwaltungsaktes bildenden
Überleitungsbestimmungen erlassen.

Allgemeiner Stichtag für die Bemessung der Wertgleichheit der Landabfindung im Sinne
des § 44 Absatz 1 Sätze 3 und 4 FlurbG ist der 31.10.2017. Abweichend von diesem
allgemeinen Stichtag gehen Besitz, Verwaltung und Nutzung an den neuen
Grundstücken mit den in den Überleitungsbestimmungen aufgeführten Zeitpunkten auf
die in den Nachweisen über die neue Feldeinteilung benannten Empfänger über. Die
bisherigen Besitz-, Verwaltungs- und Nutzungsrechte an den alten Grundstücken
erlöschen zu diesen Zeitpunkten. Die sonstigen Rechtsverhältnisse, insbesondere die
Eigentumsrechte, bleiben unverändert.

Die vorläufige Besitzeinweisung mit Gründen sowie die Überleitungsbestimmungen
liegen zur Einsichtnahme für die Beteiligten 1 Monat lang während der jeweiligen
Öffnungszeiten aus bei der

a) Gemeindeverwaltung Titz, Landstraße 4,
52445 Titz, Zimmer 7

b) Gemeindeverwaltung Jüchen, Am Rathaus 5,
41363 Jüchen, Zimmer 117

c) Stadtverwaltung Bedburg, Am Rathaus 1,
50181 Bedburg, Zimmer 206

d) Stadtverwaltung Erkelenz, Johannismarkt 17
41812 Erkelenz, Zimmer 143

e) Bezirksregierung Köln, Dienstgebäude Aachen,
Robert-Schuman-Straße 51, 52066 Aachen, Zimmer 2098.
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Die Frist beginnt mit dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung der vorläufigen
Besitzeinweisung.
Innerhalb von 3 Monaten, vom ersten Tage der öffentlichen Bekanntmachung dieses
Verwaltungsaktes an gerechnet, können mangels einer Einigung zwischen den
Vertragspartnern bei der Bezirksregierung Köln -Dezernat 33- folgende Festsetzungen
beantragt werden:

a) angemessene Verzinsung einer evtl. vom Eigentümer für eine Mehrzuteilung in
Land zu leistenden Ausgleichszahlung durch den Nießbraucher ( 69 Satz 2
FlurbG),

b) Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger Ausgleich infolge
eines eventuellen Wertunterschiedes zwischen dem alten und neuen
Pachtbesitz ( 70 Absatz 1 FlurbG),

c) Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Erschwernis der
Bewirtschaftung des neuen Pachtbesitzes ( 70 Absatz 2 FlurbG).

Die Anträge zu a) und b) können von den beiden Vertragspartnern, der Antrag zu c)
kann nur vom Pächter gestellt werden ( 71 FlurbG).

Die Grenzen der neuen Grundstücke sind für das gesamte Flurbereinigungsgebiet in
die Örtlichkeit übertragen und durch Grenzzeichen abgemarkt worden. Die neue
Feldeinteilung wurde den Beteiligten des Flurbereinigungsverfahrens Jackerath am
11.07.2017 und 12.07.2017 jeweils in der Zeit von 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr und 14.00
Uhr bis 15.00 Uhr erläutert und auf Antrag in der Örtlichkeit angezeigt. Es wird darauf
hingewiesen, dass verlorengehende Grenzzeichen nicht wiederhergestellt werden.

Rechts behelfs belehrung

Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach seiner öffentlichen
Bekanntmachung Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch ist schriftlich bei der

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33
50606 Köln

oder zur Niederschrift bei der

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33
Robert-Schuman-Str. 51, 52066 Aachen

unter Angabe des Aktenzeichens einzulegen.

Sofern Sie über eine qualifizierte elektronische Signatur nach § 2 Nummer 3 des
Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBI. 1 5. 876) in der jeweils geltenden Fassung
verfügen, können Sie den Rechtsbehelf auch elektronisch einlegen. Näheres hierzu
entnehmen Sie bitte der Internet-Seite www.bezreg-koeln.nrw.de unter dem Suchbegriff
EGVP.

Hinweise:
• Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische

Rahmenbedingungen zu beachten. Die besonderen technischen
Voraussetzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt.
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• Falls die Frist durch eine bevollmächtigte Person versäumt werden sollte, würde
deren Verschulden dem Vollmachtgeber zugerechnet werden.

Anordnung der sofortigen Vollziehung

Gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGD) vom
19.03.1991 (BGBI. 1 S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
21.12.2015 (BGBI. 1 S. 2490), wird die sofortige Vollziehung des vorgenannten
Verwaltungsaktes angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen den
Verwaltungsakt keine aufschiebende Wirkung haben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der
aufschiebenden Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung -VwGO
beantragt werden bei dem

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen
- 9a Senat (Flurbereinigungsgericht) -

Aegidiikirchplatz 5
48143 Münster

Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann auch in
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein
Westfalen — ERWO VG/FG — vom 07.11.2012 (GV. NRW. Seite 548) in der jeweils
geltenden Fassung eingereicht werden.

Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach
§ 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBI. 1 5. 876) in der jeweils
geltenden Fassung versehen sein und an die elektronische Poststelle des
Oberverwaltungsgerichtes übermittelt werden. Näheres hierzu entnehmen Sie bitte der
Internet-Seite hftrx//www.ovQ. nrw.de unter dem Punkt Elektronischer Rechtsverkehr.

Hinweise:

• Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische
Rahmenbedingungen zu beachten. Die besonderen technischen
Voraussetzungen sind unter www.egvp,de aufgeführt.

• Falls die Frist durch eine bevollmächtigte Person versäumt werden sollte, würde
deren Verschulden dem Vollmachtgeber zugerechnet werden.

Im Auftrag
(LS)

Meul
Regierungsvermessungsrat
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Hinweis:
Der Inhalt der o.a. Bekanntmachung wird zusätzlich auf der Internetseite
Bezirksregierung Köln
www.bezreQ-koeln.nrw.de/brk interneUvertahren/33 flurbereinigungsverfahren/jackerath
veröffentlicht.

der
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